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Richtlinie der Stadt Garching zur sozialgerechten Bodennutzung und zur Erhebung infrastruktureller
Folgelasten, Konkretisierung der Formulierung zur Bagatellgrenze unter Ziff. 6.

Beratungsfolge:
Datum Gremium

28.10.2021 Stadtrat

. SACHVORTRAG:

Uber die , SoBon-Richtlinie der Stadt Garching wurde zuletzt in der Sitzung des Bau-, Planungs- und
Umweltausschusses am 02.03.2021 beraten. Es sollte ein Empfehlungsbeschluss fiir den Stadtrat zur
Konkretisierung der Formulierungen zur Bagatellgrenze (§ 6) gefasst werden. Es wurde in der Sitzung
kein Beschluss gefasst, da von einzelnen Fraktionen noch Bedenken bestanden und nochmals Fragen
zur Klarstellung vorgelegt werden wollten.

Die Fragen der Fraktion Unabhéngige Garchinger gingen per Email am 08.03.2021 bei der Verwaltung
und den Fraktionssprechern ein. Weiter fand zwischenzeitlich eine Sitzung der Fraktionssprecher
statt, bei dieser wurden die Fragen miindlich schon beantwortet. Die Fragen mit Stellungnahme der
Verwaltung (Anlage 2) liegen nun nochmals bei, ebenso eine Zusammenfassung der angesprochenen
Satzungen anderer Gemeinden (Anlage 3).

Den in der Sitzung am 02.03.2021 gedulRerten Bedenken ware nach Meinung der Verwaltung z.B. mit
einer kartenmaRigen Darstellung zu begegnen. In der Diskussion der Fraktionsvorsitzenden wurde
mehrheitlich eine textliche Prazisierung befiirwortet. Im Nachgang der Sitzung am 02.03.2021 ging
von STR Dombret zudem ein Prazisierungsvorschlag, um den Grundstiicksbezug der Bagatellgrenze
nochmals zu verdeutlichen, ein. Von der Verwaltung wird der Vorschlag inhaltlich mitgetragen, die
Formulierung wurde daher textlich in § 6 Abs. 1 der Anlage 1 eingefiigt.

Aus Sicht der Verwaltung bestehen gegen die Anwendbarkeit der Richtlinie, z.B. im Fall der Freisinger
LandstraRe 17, keine Bedenken. Vielmehr zeigt dies, dass die pauschale Herangehensweise letztlich
Grenzen hat, da unterschiedliche Sachverhalte nicht ohne weiteres gleichbehandelt werden kénnen.
In derartigen Grenzfillen werden Richtlinien immer durch Einzelfallentscheidungen weiterentwickelt
und dadurch konturiert werden.

Il. BESCHLUSS:

Der Stadtrat beschlieRt den als Anlage 1 beiliegenden Entwurf der Richtlinie als Grundlage kiinftiger
stadtebaulicher Entwicklungen. Die Anlage 1 ist Bestandteil des Beschlusses.
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RICHTLINIE

DER STADT GARCHING B. MUNCHEN
ZUR SOZIALGERECHTEN BODENNUTZUNG UND
ZUR ERHEBUNG INFRASTRUKTURELLER FOLGELASTEN

1. Anderung vom 28.10.2021

1. Anlass

Die Entwicklung der Bodenwertsteigerung hat in Garching dazu gefiihrt, dass
im Wohnungsbau eine Verknappung von Baulandangeboten und steigende
Miet- oder Kaufpreise zu beobachten sind.

Mit dem Ziel einer ausgewogenen Stadtentwicklungsplanung steuert die Stadt
Garching hier in ihrer kommunalen Planungshoheit mit den Mitteln der
sozialgerechten Bodennutzung gemall § 1 BauGB (Baugesetzbuch) entgegen.
Bedarfsgerechte Wohnungsangebote sind zentrale Voraussetzungen fir das
Gemeinwesen einer Stadt. Im Interesse einer sozial ausgewogenen und stabilen
Zusammensetzung der  Bevdlkerung muss  Wohnraum  fiir  alle
Einkommensgruppen geschaffen werden. Die Ausweisung neuen Baurechts
eroffnet vielféltige Aktivitdten, die flir eine zukunftsorientierte, stabile
Stadtgemeinschaft unverzichtbar sind.

Mit der Richtlinie der Stadt Garching zur sozialgerechten Bodennutzung und zur
Erhebung Infrastruktureller Folgelasten wird ein langfristig verbindliches
Regelwerk geschaffen, das bei Grundstiicksentwicklungen Transparenz,
Gleichbehandlung und Kalkulierbarkeit sichert und konsequent bei der
Aufstellung von Bebauungsplanen in der Stadt Garching angewandt wird.

2. Rechtsgrundlagen der Richtlinie
Die Grundsatze in § 1 Abs. 5 BauGB normieren fiir die Bauleitplanung das

Erfordernis einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung, welche die
sozialen, wirtschaftlichen und umweltschiitzenden Anforderungen, auch in
Verantwortung gegeniiber kiinftigen Generationen, miteinander in Einklang
bringt und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte
Bodennutzung gewahrleistet. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwiirdige
Umwelt zu sichern, die natirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und zu
entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch
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in der Stadtentwicklung, zu férdern, sowie die stadtebauliche Gestalt und das
Orts- und Landschaftsbild zu erhalten und zu entwickeln.

Durch die Richtlinie werden die in § 1 Abs. 6 BauGB aufgestellten Ziele fiir die
Bauleitplanung nachhaltig beriicksichtigt. GemaR & 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB
werden die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevélkerung
gefordert. Die Wohnbedirfnisse der Bevolkerung, die Schaffung und Erhaltung
sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung der Bevoélkerung und
die Anforderungen an kostensparendes Bauen sowie die
Bevolkerungsentwicklung werden in sozial gerechter Weise gesteuert. Zudem
ist es moglich, die sozialen und kulturellen Bedirfnisse der Bevolkerung,
insbesondere die Bedirfnisse der Familien, der jungen, alten und
beeintrachtigten Menschen und unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen
und Manner zu beriicksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB). Die Verhinderung von
Ghettobildung und eine ausgewogene Bevolkerungsstruktur, die fiir das
Vereins- und Gemeindeleben von besonderer Bedeutung ist, sind zentrale
Elemente.

Mit der Richtlinie wird einer unerwiinschten Bevorratung von Wohnbauland
entgegengewirkt und der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB Rechnung
getragen.

3. Grundsitze

e Transparenz
bei der Durchfiihrung bedeutet Kosten- und Rechtssicherheit fir die
Projektpartner Investor und Stadt. Einheitliche Verfahrensgrundsatze
regeln von Beginn an die Kosten und Lasten und die Verfahrensschritte.

e Gleichbehandlung
Die Richtlinie gilt fir jede Planung, die durch Bebauungsplanung
entwickelt wird, auch stadtische oder staatliche Vorhaben.

e Angemessenheit
Mindestens ein Drittel des Bodenwertzuwachseses soll grundsatzlich
beim Investor verbleiben.

e Ursachlichkeit
Die Kosten und Lasten fur Infrastruktur, die im konkreten
Zusammenhang mit dem geplanten Vorhaben fiir die Stadt Garching
entstehen, sind anrechenbar.
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4. Voraussetzungen
Die Richtlinie betrifft die Bauleitplanung im gesamten Stadtgebiet von Garching

bei Neuausweisungen im bisherigen AulRenbereich (§ 35 BauGB), sowie bei
Nachverdichtungen im Innenbereich (§ 34 BauGB), im Planungsbereich (§ 30
BauGB) und der bauleitplanungsrechtlichen Umwandlung (Umstrukturierung)
von ehemals gewerblicher, industrieller oder sonstiger Nutzung in eine
héherwertige Wohnnutzung, soweit eine wesentliche Erhéhung des Baurechts
erfolgt, die zu einer Steigerung des Bodenwerts flihrt. Wesentlich ist eine
Erhéhung, wenn durch die Bauleitplanung eine Geschossflache von mehr als
500 m? entsteht oder zusatzlich geschaffen wird. In Mischgebieten wird bei der
Berechnung grundsatzlich ein Anteil fiir Wohnnutzung von 60 % berticksichtigt.

Ein Grundstilick erfahrt durch die Aufstellung eines neuen Bebauungsplanes
oder durch die Anderung eines Bebauungsplanes eine nicht unerhebliche
Bodenwertsteigerung. Es entstehen durch das Vorhaben planungsbedingte
infrastrukturelle Kosten und Lasten bei der Stadt.

Die Richtlinie sorgt fur Transparenz und Kalkulierbarkeit der geforderten
Kosten, Lasten und kostenrelevanten Bindungen fiir den Planungsbegiinstigten
und die Stadt. Eine stadtweite Anwendung sichert die Gleichbehandlung der
Planungsbegiinstigten. Bei der Uberplanung eigener Flichen gilt diese Richtlinie
auch fur die Stadt Garching.

Planungsbegiinstigter im Sinne der Richtlinie ist jeder Eigentimer bzw. jeder
Inhaber einer eigentumsrechtlich gesicherten Position
(Auflassungsvormerkung) oder jeder Erbbauberechtigte im Planungsgebiet. Im
Allgemeinen wird davon ausgegangen, dass dem Grundsatz der
Angemessenheit Rechnung getragen wird, wenn den Planungsbegiinstigten
mindestens ein Drittel des planungsbedingten Wertzuwachses der Grundstiicke
als Investitionsanreiz und zur Deckung ihrer individuellen Kosten einschlieRlich
eines angemessenen Ansatzes fiir Wagnis und Gewinn verbleibt. Rechtfertigen
im Einzelfall die Gesamtumstande die Annahme, dass trotz Verbleibs von
mindestens einem Drittel des planungsbedingten Wertzuwachses die
wirtschaftliche Gesamtbelastung des Planungsbeglinstigten unangemessen ist,
so ist dies beim Umfang der geforderten Lasteniibernahme zu beriicksichtigen.
Den Planungsbegtinstigten obliegt es, ihre wirtschaftliche Gesamtbelastung
darzulegen und nachzuweisen. In diesem Fall kénnen die Leistungen
angemessen gemindert werden, sofern die Finanzierung anderweitig gesichert
ist.
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Der planungsbedingte Wertzuwachs errechnet sich aus einem Vergleich des
Grundstiickswerts vor Planung (Anfangswert) und dem Wert aufgrund der
rechtsverbindlichen Planung (Endwert). In einer Lastenberechnung priift die
Stadtin jedem Einzelfall, ob die Mindestgrenze eingehalten ist und ermittelt auf
diese Weise, ob die ermittelten Kosten, Lasten und Bindungen angemessen
sind.

5. Vertraglicher Ablauf
Die Richtlinie wird parallel mit dem Bebauungsplanverfahren abgewickelt und

in den folgenden Verfahrensschritten durchgefihrt.

A) Die Grundzustimmung:
Die Grundzustimmung ist die erste Voraussetzung fiir den Beginn eines
Verfahrens mit dem Aufstellungsbeschluss. In ihr erkldaren sich die

Planungsbegiinstigten mit der Anwendung der Verfahrensgrundsdtze zur
Richtlinie grundsatzlich einverstanden. Die Stadt hat damit die Sicherheit, dass
Planungskapazitdten zielgerecht eingesetzt werden und kiinftiges Baurecht
auch verwirklicht wird. Eine unterzeichnete Grundzustimmung wird dem
Stadtrat mit dem Antrag zur Aufstellung oder Anderung eines Bebauungsplans
zur Entscheidung vorgelegt.

B) Der stddtebauliche Vertrag:
Der stddtebauliche Vertrag muss dem Stadtrat zur Genehmigung vorgelegt

werden, bevor der Bebauungsplanentwurf zur Billigung vorgelegt werden kann
(Auslegungsbeschluss gem. §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB). Hier erklaren die
Planungsbegiinstigten rechtlich bindend, welche Leistungen sie im Rahmen der
Richtlinie zur sozialgerechten Bodennutzung erbringen werden. Zu diesem
Zeitpunkt ist die Planung hinreichend fortgeschritten, um konkrete Leistungen
definieren zu konnen, es liegt eine rechnerische Darstellung der
voraussichtlichen Belastungsgrenze vor (Lastenberechnung mit Anfangs- und
Endwert).

Im stadtebaulichen Vertrag werden die naheren Einzelheiten zur Férderquote
geregelt, sofern die Wertminderung fiir den sozialen Wohnungsbau nicht an die
Stadt Garching abgelost wird, oder die Verpflichtung zur Errichtung durch
Grundstiickserwerb oder Grundstiicksabtretung an die Stadt Garching
Gibergeht.



Richtlinie der Stadt Garching b. Miinchen UNIVERSITATSSTADT
zur sozialgerechten Bodennutzung und GARCH I N G
“ﬂ" |}

zur Erhebung Infrastruktureller Folgelasten

6. Bagatellgrenze
Die Richtlinie zur sozialgerechten Bodennutzung und zur Erhebung

Infrastruktureller  Folgelasten ist hinsichtlich der sozialgerechten

Bodennutzung (= Sozialquote 30 %) bei Anderung oder Neuaufstellung von

Grundstiicke auf denen weniger als 500 m? Geschossfldche hinzukommen oder

neu geschaffen werden\ nicht anzuwenden. [ Kommentiert [BO1]: Erginzung gem. Vorschlag STR Dombret ]

Neben der geringen Anzahl geférderter Wohnungen wirden fordermittel-
technische Anforderungen; wie z.B. knappe ErschlieBungsflichen__und;
Grundrissgestaltungen gelten, die bei dieser geringen Anzahl wirtschaftlich
nicht vertretbar realisiert werden kdnnten.

lBei einer Aufteilung groRerer Grundstiicke in mehrere Teilbereiche, oder einer
Vereinigung mehrerer Grundstiicke zu einem Gesamtgrundstiick, gilt die
Gesamtflache als gemeinsamer Planungsbereich, wenn fur das Gesamtgebiet
die Aufstellung eines Bebauungsplanes erfolgen soll. /{ Kommentiert [BO2]: Textliche Ergénzung/Prazisierung gem.

Gesprach Fraktionsvorsitzende vom 17.05.

Bei Bestandsiiberplanungen, insbesondere innerortliche Nachverdichtungen in
Gebieten mit kleinteiliger Baustruktur, findet die Richtlinie zur sozialgerechten
Bodennutzung und zur Erhebung Infrastruktureller Folgelasten keine

Anwendung.

7. Richtlinien fiir den geférderten Wohnungsbau
Der geforderte Wohnungsbau wird mit einer Quote von 30 % der neu

geschaffenen Wohngeschossflaiche festgesetzt. Bei Mischgebieten st
grundsatzlich von einem Anteil der Wohngeschossflache von 60 % auszugehen.
Die Verteilung der Gesamtquote wird im Einzelfall bedarfsgerecht durch den
Stadtrat erstellt. Das bedeutet, dass der Stadtrat im Rahmen des Abschlusses
der Grundvereinbarung stadtteilbezogen und nach dem jeweils festgestellten
Bedarf festlegt, in welcher Form und in welchem Umfang der gefdrderte
Wohnungsbau hergestellt werden soll. Das kdnnen insbesondere folgende
Fordermoglichkeiten sein:

o Geforderter Mietwohnungsbau nach dem Forderprogramm der
Einkommensorientierten Forderung (EOF), unter Berlicksichtigung der
Einkommensgrenzen des § 9 Abs. 2 WoFG,

o Geforderter Eigentumswohnungsbau unter Berlicksichtigung der
Einkommensgrenzen des § 9 Abs. 2 WoFG
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e Genossenschaftlicher Wohnungsbau

o Klassische Einheimischenmodelle zur Errichtung von Einfamilien- und
Zweifamilienhdusern, Reihenhdusern oder im Geschosswohnbau, unter
Beriicksichtigung europarechtlicher Vorgaben

Es kdnnen alle Formen des sozialgerechten Wohnungsbaus durch Festlegung
von absoluten oder prozentualen Zahlen zur Anwendung kommen. Die
Abweichungen sollen so bemessen sein, dass insgesamt dem
Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 3 Grundgesetz (GG) noch Rechnung
getragen wird.

Um eine Flexibilisierung zu schaffen, soll die beschlossene Quote von 30 % mit
unterschiedlichen Modellen erreichbar sein. Als Basis der Berechnungen wird,
sofern keine andere Verteilung beschlossen oder vereinbart wurde, eine
Aufteilung in 15 % geforderten Mietwohnungsbau entsprechend dem
staatlichen EOF Modell (= Einkommensorientierte Férderung) und in 15 %
Garchinger Modell (= Einheimischenmodell) der Umsetzung zugrunde gelegt.
Bei der Festlegung des konkreten Férdermixes des jeweiligen Baugebietes ist
nach stadtebaulicher und wirtschaftlicher Betrachtung eine Zusammensetzung
anzustreben, die dieser Basis entspricht.

8. Ermittlung der Anfangs- und Endwerte der Planung
Grundlage fir die Ermittlung der Anfangs- und Endwerte sind Gutachten, die

durch die Stadt Garching oder durch einen von ihr beauftragten Fachgutachter
ermittelt und bewertet werden. Das bestehende und das kiinftige Baurecht
werden durch die Stadt Garching ermittelt.

9. Folgekosten fiir die Herstellung der sozialen Infrastruktur (InFol)
Die Ermittlung infrastruktureller Folgelasten (InFol) erfolgt auf Grundlage des
Beschlusses des Stadtrates vom 23.09.2010 und wird an die
Planungsbegiinstigten in einem 2-stufigen Verfahren weitergegeben. Eine
Uberpriifung der InFol-Ansitze erfolgt jahrlich oder spatestens mit einer
neuen Entwicklung.

Der InFol-Teilbetrag 1 beinhaltet die Folgelasten (z.B. fiir Kinderbetreuung,
Schulen, Sportstatten, etc.), die durch das Baugebiet ursadchlich ausgelost
werden. Im InFol-Teilbetrag 2 werden Kosten fiir stadtische Einrichtungen die
dem gesamten Stadtgebiet zugutekommen (z.B. Stadtpark), anteilig zum

.

UNIVERSITATSSTADT

GARCHING.
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Einwohnerzuwachs des Baugebiets an der Gesamtentwicklung, gemaR
Stadtentwicklungskonzept, weitergegeben. In der InFol sind auch die Kosten
des Grunderwerbs flr Infrastruktureinrichtungen enthalten. Der InFol-
Teilbetrag 2 wird auch fir studentisches Wohnen angesetzt.

Dieser Kostenbedarf ist bei Wohnnutzung oder gemischter Nutzung, wenn die
Bagatellgrenze Uberschritten, von den Planbegiinstigten zu erheben, sofern die
Planbegiinstigten die durch das Vorhaben ausgelosten sozialen
Infrastruktureinrichtungen nicht selbst herstellen.

10. Umsetzung der Ziele
Eine Anderung von Bebauungspldnen, die zu einer nicht unerheblichen

Bodenwertsteigerung mit geplanter Wohnnutzung oder gemischter Nutzung
fiihrt (ab einer Erhdhung der Gesamtgeschossfliche von 500 m?) erfolgt nur,
wenn die Planungsbegiinstigten vor dem Aufstellungsbeschluss gegenliber der
Stadt Garching eine Verpflichtungserklarung (Grundzustimmung) zur
Anwendung der Richtlinie sowie zur Ubernahme der Planungskosten abgeben.

Leistungen des Planbegilinstigten:

Der Planungsbegiinstigte hat folgende Leistungen zu tragen:

e Ubernahme von Planungskosten wie Wettbewerbs- und
Gutachterkosten, externe Planungskosten, Bebauungsplanentwurf,
Umweltbericht, etc.

e Ubernahme der Kosten der Rechtsberatung und/oder sonstiger
Fachberatung der Stadt

e Herstellung bzw. Herstellungskosten und Flachenabtretungen fir
ErschlieBung, Gemeinbedarfseinrichtungen, Grin- und
Ausgleichsflachen

e Ubernahme der InFol-Kosten

e Vertragliche Verpflichtung zum sozial gebundenen Wohnungsbau
gem. Ziff. 7 der Richtlinie

Mit der vertraglich vereinbarten Kostenlibernahme durch den
Planungsbegiinstigten bleibt die Planungshoheit der Stadt unberihrt.

Nutzen fir den Planbegiinstigten:
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes fiir Wohnbauland oder

gemischtes Bauland erfahrt das Grundstiick eine nicht unerhebliche
Bodenwertsteigerung. Nach einer Lastenberechnung soll grundséatzlich ein
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Anteil von mindestens einem Drittel der Bodenwertsteigerung beim
Grundstlickseigentiimer bzw. Planungsbeglinstigten verbleiben.

11. Ermichtigung zu abweichenden Regelungen
Der Stadtrat der Stadt Garching b. Minchen ist berechtigt, im Einzelfall
abweichende Regelungen zur Anwendung der Richtlinie zu beschlieBen.

Garching b. Miinchen, 274u4ri-2064928.10.2021
Stadt Garching b. Miinchen

Siegel

Dr. Dietmar Gruchmann
Erster Blrgermeister



Fragen SoBon-Satzung, Anlage 2
Stellungnahme der Verwaltung zum Email vom 08.03.2021

>> ,Laut Richtlinie kéme eine SOBON-Anwendung fiir eine Uberarbeitung des gesamten
Bebauungsplanes 111 nicht zur Anwendung. Nun gibt es einen Bauwerber, der mit einer
héheren Baudichte bauen méchte.
Hierfiir gibt es zwei Moéglichkeiten — im Rahmen eines Bauantrages oder eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.
Letzteres liegt nun vor, die Fliche wird vom gesamten Bebauungsplan separiert und nun
méchte man die SOBON-Richtlinie anwenden. Hier wird natiirlich ein Bezugsfall geschaffen, im
gesamten BP 111 gibt es derzeit diese Ho6henentwicklung nicht. Die atypische
Gebdudeausrichtung konnte durch den Ausschuss gestoppt werden.
Die Konsequenz widire, dass die Kommune kein Interesse mehr an Ausnahmen im Rahmen eines
Bauantrages und schon gar kein Interesse mehr in der Uberarbeitung eines gesamten
Bebauungsplanes hdtte. Dort wo man das Potenzial sieht, wiirde man separate
vorhabenbezogene Bebauungspléne durchfiihren wollen — oder sogar miissen, Stichwort
Gleichbehandlung!”

Stellungnahme Verwaltung:

Ausfuhrlich diskutiert wurde, dass es aus Sicht der Stadt nicht gewollt ist die Eigentimer kleiner
Grundsticke, mit einem moglichen Zugewinn an Baurecht weit unter der Bagatellgrenze, bei einer
moglichen Nachverdichtung mit Folgelasten und sozialer Bodennutzung zu belasten. Die Griinde
hierfir wurden in § 6 Abs. 2 der Richtlinie ausgefiihrt. Bedenken zur Anwendung von § 6 Abs. 3 der
Richtlinie wurden im Ubrigen nur von einer Fraktion, mit der Argumentation, dass in Abs. 3 ,,...eine
Vielzahl unterschiedlicher Eigentiimer und Grundstiicke...” ohne Hinweis auf die GroRe der
Grundsticke genannt wird, angefihrt.

Dieser Auffassung kann sich die Verwaltung nicht anschlieBen, die Formulierung ist so zu verstehen,
dass auch immer der Zuwachs von >500 m? zu beachten ist. Nach der Diskussion und Beratung bei
Erlass der Richtlinie steht fiir die Verwaltung auRer Frage, dass nur kleinere Grundstiicke (Bsp.
Wasserturmsiedlung) gemeint sein konnen. Der mogliche Zugewinn an Baurecht ldge weit unterhalb
der Bagatellgrenze, da die Erlauterungen in Abs. 2 nur auf solche Falle zutreffend sind. Zudem ist es
aus Sicht der Verwaltung stadtebaulich nicht gewollt Grundstiicke mit 200 m? und 5.000 m?
Grundsticksflache hinsichtlich der Entwicklung der Bodenwertsteigerung gleich zu betrachten.

Um die Formulierung in § 6 Abs. 3 so darzustellen, dass deren Lesbarkeit keinen Anlass zur
Falschdeutung bietet, hat die Verwaltung einen Vorschlag zu Konkretisierung im Bau-, Planungs- und
Umweltausschuss am 02.03.2021 vorgestellt. Dieser wurde als Anlass genommen grundsatzliche
Fragen zur Richtlinie zu duBern.

Im Rahmen der aktuellen Beratung um die Grundstiicke Freisinger LandstralRe 17, 17a wurde mehrfach
klargestellt, dass die giiltige SoBon-Richtlinie zweifelsfrei anwendbar ist. Griinde zur Nichtanwendung
wie z.B. die Bagatellgrenze in § 6 der Richtlinie liegen nicht vor, da hier eine Baurechtsmehrung durch
Bebauungsplan von >500 m? beantragt wird und nur ein Grundstiick betroffen ist.



>> ,Wir sehen hier grofSes Konfliktpotenzial und auch evtl. Rechtsstreitigkeiten.
Siehe hierzu auch 5.2 Kopplungsverbot / Stddtebaulicher Vertrag im angehdngten Beitrag vom
Planungsverband, der ebenso vor Gefahren bei Anwendung im Rahmen der Nachverdichtung

hinweist. ,,

Stellungnahme Verwaltung:

Im Rahmen des Beschlusses des Stadtrats zum Erlass der
SoBon-Satzung wurde liber die Bagatellgrenze ausfihrlich
beraten. Bereits hier wurde in der Diskussion von der
Verwaltung klargestellt, dass eine Anwendung der SoBon-
Richtlinie bei Beurteilung der Zuldssigkeit von Vorhaben
innerhalb bebauter Ortsteile gemdf3 § 34 BauGB oder auf
Grundlage eines bestehenden Bebauungsplans gemal §
30 Abs. 1 BauGB rechtlich nicht maoglich ist. Begriindet
wird dies damit, dass hier bereits Baurecht nach der
umliegenden Bebauung vorhanden ist und die Umsetzung
dieses Baurechts nicht an weitere Bedingungen wie z.B.
Folgelasten oder soziale Bodennutzung gekniipft werden
kann.

Bestatigt wird diese Rechtsauffassung auch durch die
zitierte Handreichung des Planungsverbandes, Ausschnitt
S.17:

5.2 Koppelungsverbot / ¢
Zusammenhang

§ 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB (Koppelungsverbot) verbie-
tet die Vereinbarung von Leistungen zugunsten der
Gemeinde, wenn der Grundstiickseigentimer einen
Anspruch auf die Gegenleistung hat. Daraus folgt in
erster Linie, dass bei bestehendem Planungsrecht zu-
satzliche vertragliche Bindungen, die dieses Planungs-
recht weiteren Verpflichtungen unterwerfen, unzulassig
sind Insbesondere bei bestehendem Baurecht nach §
34 BauGB oder im tiberplanten Bereich nach § 30 Abs.
1 und 2 BauGB sind daher stadtebaulichen Vertragen
enge Grenzen gesetzi. Besteht ein Anspruch auf Bau-
genehmigung, darf deren Ertellung — bzw. die Ertei-
lung des gemeindlichen Einvemehmens — nicht davon
abhangig gemacht werden, dass der Grundstiicksei-
gentiimer einen stadtebaulichen Vertrag tiber Folge-
kosten oder etwa die Neuordnung von Grundstiicken
abschlieBt.

In der Handreichung des Planungsverbandes wird unter Ziff. 5.2 wird die bisherige Handlungsweise der
Stadt Garching, die Sicherung von Flachen fiir soziale Bodennutzung auf Grundlage des BauGB durch
einen stadtebaulichen Vertrag vor Eintritt der Planreife nach § 33 BauGB zu vereinbaren und dabei das

ggfs. bestehende Baurecht zu beriicksichtigen, vollumfanglich bestatigt:

Ausschnitt S. 18:

Daher ist insbesondere beim Abschluss von stadte-
baulichen Veriragen (Vertragen zur Sozialgerechten
Bodennutzung) in Innenbereichslagen eine beson-
dere Vorsicht geboten. [So ist es denkbar, die Nach-
verdichtung, die durch Anderung oder Aufstellung ei-
nes Bebauungsplans emeicht wird, von (zusatzlichen)
vertraglichen Bindungen abhangig zu machen. Dann
muss aber im Rahmen der Angemessenheit berlick-
lediglich fur den  uberschiefienden” Teil angemessene
Regelungen gefunden werden konnen.

Auch der planungsrechtlichen Einordnung eines
Grundsticks (z. B. Innenbereich oder Auflenbe-
reichsinsel) kommt eine besondere Bedeutung zu
Hier muss sich die Gemeinde in jedem Fall rechtlich
absichem, schlieBlich fuhrt ein Verstof gegen das

Koppelungsverbot zur Nichtigkeit des gesamten Ver-
trages. Wahrend fur Innenbereichslagen eine zusatz-
liche stadtebauliche Bindung des Baurechts nicht in
Betracht kommt, ist bei der Bebauung groRerer Aufien-
bereichsinsein die Anwendung stadtebaulicher Vertra-
ge moglich. § 35 BauGB gewahrt insoweit kein Pla-
nungsrecht. Insbesondere durfte der Grundsatz des
Planungsbedurfnisses als offentlicher Belang im Sinne
von § 35 Abs. 3 BauGB einer Genehmigungsfahigkeit
von Bauvorhaben entgegenstehen.

Daraus ergibt sich als weitere Konsequenz, dass Ver-
trage zur Sicherung der Sozialgerechten Bodennut-
zung in der Regel vor Aufstellung des Bebauungs-
plans, jedenfalls aber vor Entstehung der Planreife im
Sinne von § 33 BauGB abgeschlossen werden mis-
sen. Existiert erst ein Anspruch auf Ereilung einer
Baugenehmigung, kann diese nicht mehr zusatzlichen
vertraglichen Bedingungen unterworfen werden.
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>> ,Die Frage stellt sich dann natiirlich nach der Verhdltnismdfigkeit, wenn man SOBON
anwenden méchte, aus welcher Absprungebene?
Kann man von 0,5 an die SOBON anwenden, wenn 100m weiter ein Gebdude mit weit hGheren
GFZ-Zahlen genehmigt wurde? Oder miisste man neben der Bagatellgrenze von 500gm (z.T.
1000gm in anderen Stddten) auch einen zeitgemdf3en Absprungpunkt hinsichtlich GFZ finden?“

Stellungnahme Verwaltung:
Bei der Frage, wo die soziale Bodennutzung angesetzt wird, kann aus Sicht der Verwaltung nur das
nach Bebauungsplan zuldssige - nicht das ggfs. auf anderen Grundstiicken umgesetzte - Baurecht als
sog. Absprungpunkt herangezogen werden. Eine andere Betrachtung ergibt sich nicht, da eine
moglicherweise eingerdumte Befreiung hinsichtlich der Geschossflache als Einzelfallentscheidung zu
sehen ist.
- Hintergrund Befreiungen:
Auf der Ebene des Verwaltungsvollzugs kann die Baugenehmigungsbehorde (= LRA) durch

einzelfallbezogene Befreiungen etwaigen Besonderheiten Rechnung tragen. Das setzt voraus,
dass eine schematische Anwendung der Festsetzungen in dem Bebauungsplan zu Ergebnissen
fihren wirde, die in dieser Form mit dem Willen des Satzungsgebers, der Gemeinde, nicht
vereinbar waren. Einflussmoglichkeiten bestehen insofern, als die Gemeinde in der Begriindung
des Bebauungsplans ihren Planungswillen zum Ausdruck bringen kann und damit, je nach
Sachlage, der Genehmigungsbehdrde den Weg zur Bejahung des Merkmals ,die Grundziige der

Planung werden nicht beriihrt” (§ 31 Abs. 2 BauGB) erleichtern oder erschweren kann. Ware
dies nicht der Fall, darf die Gemeinde der Befreiung nicht zustimmen, sondern muss vielmehr
die Festsetzungen des Bebauungsplanes tGberprifen und ggfs. andern oder neu fassen.

In der weiteren Betrachtung des angesprochenen Sachverhalts wiirde eine Umsetzung bedeuten, dass
auf einem Grundstiick mit einer zuldssigen GFZ von z.B. 0,5 — aufgrund einer im Rahmen der Befreiung
als Einzelfallentscheidung auf dem Nachbargrundstiick zugelassenen héheren GFZ von z.B. 0,9 — bei
der Bemessung des Bestandsbaurechts ein Baurecht von hier GFZ 0,4 angerechnet wiirde, welches
nach Bebauungsplan nicht besteht. Eine solche unzuldssige Bevorteilung wird aus Sicht der Verwaltung
sehr kritisch gesehen und kann nicht unterstitzt werden.

Auf die im weiteren angefiihrten stichpunkteartigen Bedenken wird wie folgt geantwortet:
— Bereits im Rahmen der Bratung und Beschlussfassung zur SoBon-Richtlinie hat die Verwaltung
rechtliche Beratung eingeholt. Insofern sind alle getroffenen Regelungen mit geltenden Recht
vereinbar, was u.a. auch durch die Handreichung des Planungsverbandes bestatigt wird.

— Wie vorstehend ausgefiihrt wurde eine Anwendung der Richtlinie auf Nachverdichtungen
durch Baugenehmigungen von der Verwaltung stets als rechtlich unzuldssig erachtet und war
daher nie geplant.

— Die Stadt kann und muss durch ihre Planungshoheit selbst entscheiden und sicherstellen, dass
die stadtebauliche Ordnung gewahrt wird. Von der primaren Frage, ob Il oder IV Vollgeschosse

zul3ssig sind, hangt dies ohnehin nicht ab.

— Beieiner privatrechtlichen Teilung des Grundstticks sind bauordnungsrechtliche Vorgaben wie
die dann mogliche Bebaubarkeit unter Wahrung der Abstandsflichen vom Eigentliimer zu
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prifen und zu beachten. Um einer durch Grundsticksteilung oder —vereinigung ungewollten
Diskussionen zur Anwendung der Richtlinie vorzubeugen, sollte nach Meinung der Verwaltung
und nach Diskussion der Fraktionsvorsitzenden in § 6 folgender Passus erganzt werden:
,Bei einer Aufteilung gréfierer Grundstiicke in kleinere Teilbereiche, oder einer
Vereinigung von Grundstiicken zu einem Gesamtgrundstiick, gilt die Gesamtfldche als
gemeinsamer Planungsbereich, wenn fiir das Gesamtgebiet die Aufstellung eines
Bebauungsplanes erfolgen soll.”

— Als Anlass fir einen Bebauungsplan kann die Stadt nur die in § 1 BauGB genannten Grundsatze
und Aufgaben der Bauleitplanung heranziehen. Die Erlangung von ,Belegungsrechten” ware
kein allein zuldssiger Grund.

— Eine Verhinderung kann nicht erkannt werden, wenn Baurecht nach §§ 30 Abs. 1, 34 BauGB
vorhanden ist, kann dieses nicht von der Erfillung weiterer Pflichten abhdngig gemacht
werden.

Insgesamt kann nach Vergleich der beigelegten Richtlinien festgestellt werden, dass diese zum groRen
Teil wesentlich allgemeinere Regelungen treffen. Daraus zu schlieRen, dass die beschlossene SoBon-
Richtlinie der Stadt Garching angreifbar ware, ist aus Sicht der Verwaltung unbegriindet.

Im Nachgang der Sitzung des Bau-, Planungs- und Umweltausschusses vom 02.03.2021 ging von Hr.
Dombret ein Vorschlag ein, dass § 6 Abs. 3, letzter Halbsatz wie folgt gedndert wird: ,,... keine
Anwendung auf Grundstiicke, auf denen weniger als 500 m? Geschossfldche hinzukommen oder neu
geschaffen werden.”. Aus Sicht der Verwaltung kann dem Vorschlag von Hr. Dombret zugestimmt
werden, die Formulierung wurde daher in Abs. 1 aufgenommen.



Vergleich der Satzungen

Anlage 3

Anwendung

Ausschluss

Bagatellgrenze

SoBon-Quote

Bauleitplanung im Stadtgebiet
e Neuausweisungen,

Innerortliche

Gemeinde Karlsfeld

Ohne Vereinbarung,
kein BPI-Verfahren

Einzelfallentscheidung
durch Gemeinderat

wenn vorher kein
Wohnbaurecht bestand

30%
i i Nachverdicht d.h.
Stadt Garching * Nachverdichtung Innenbereich, achver |c_ ung, . > 500 m? Erhéhung GF sozialgerechte
e Umwandlung Gewerbe-Wohnen bebautes Gebiet mit Vielzahl Bodennutzun
e Wesentliche Erhéhung von Bau- Eigentimer/Grundstiicke &
recht und Bodenwert
e Neuausweisung mit BPI. grundstiicksbezogene 30 %
Stadt Lindau e Nachverdichtung Innenbereich Nachverdichtung kleinteilig > 1.000 m? entstehende GF fiir geford.
e wesentliche Baurechtserhéhung strukturierter Baugebiete Wohnbau
Durch Aufstellung / Anderung BPI. , 30%
. . : Nachverdichtung ) "
Gemeinde Gauting planungsbedingte Bodenwert- em. § 34 BauGB >500m neu geschaffenes Baurecht fir
steigerung gem. Wohnungsbau
e Neuausweisung mit BPI.
Nachverdicht | bereich
: ac Vilr, : Bung n;ten Eﬁ:c grundstiicksbezogene 30%
Stadt Freising \';ve.sen hlc € auref s.er ° .ung Nachverdichtung kleinteilig >500 m? entstehende GF
¢ beime 'reren Beg?mstlgten"lm strukturierter Baugebiete flr soz. Wohnbau
Plangebiet, Verpflichtung fiir alle
Eigentiimer
> 500 m?, 30%

neu geschaffene GF
flir geférd. Wohnbau

Stadt Landsberg a. Lech

e Neuausweisung mit BPI.
e Nachverdichtung Innenbereich
e wesentliche Baurechtserhéhung

grundstiicksbezogene
Nachverdichtung kleinteilig
strukturierter Baugebiete

>500 m? GF

30 %
entstehende GF
flir soz. Wohnbau



obalzer
Schreibmaschinentext
Anlage 3


	Vorlage
	Anlage  1 SoBon-Richtlinie markup
	Anlage  2 Fragen mit Stellungnahme Vw
	Anlage  3 Übersicht Satzungen

